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Das EU-Kollisionsrecht als neue Regelungsebene 
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§ 1 – Der Weg zum Mehrebenensystem 
Teil I: § 1 – Der Weg zum Mehrebenensystem 

I. Prolog 
I. Prolog 

Thema dieser Arbeit sind die Folgen der zunehmenden Europäisierung des 
Internationalen Privatrechts (IPR) für das Gesamtsystem des Kollisionsrechts. 
Ursprünglich war das IPR auf der nationalen Ebene konzipiert: Rechtsord-
nungen stellten als Ergänzung ihres materiellen Zivilrechts auch eigene Re-
geln zum Umgang mit grenzüberschreitenden Sachverhalten zur Verfügung. 
Aufgrund der internationalen Natur der Materie traten ab dem Beginn des 
20. Jahrhunderts zahlreiche bi- und multilaterale völkerrechtliche Verträge 
hinzu, mit denen einzelne kollisionsrechtliche Fragen international einheitlich 
geregelt wurden. Diese bereichsspezifischen Ergänzungen und Ausnahmen 
konnten sich in die systematischen Gesamtgefüge der nationalen Kollisions-
rechte weitgehend reibungslos einfügen; in Deutschland wurden sie teils gar 
in das EGBGB „inkorporiert“. Als neue Regelungsebene ist jedoch nunmehr 
das Europarecht hinzugetreten: Seit der Jahrtausendwende bedient sich die 
europäische Kollisionsrechtsvereinheitlichung nicht mehr regional begrenzter 
Staatsverträge zwischen den Mitgliedstaaten, sondern EU-Verordnungen, die 
unmittelbar gelten und das mitgliedstaatliche IPR ablösen. 

Heute besteht damit ein komplexes, sich über drei Regelungsebenen er-
streckendes Mehrebenensystem, dessen Vielschichtigkeit und Vielgestaltig-
keit Wissenschaft und Praxis herausfordert. Die Frustration zahlreicher mit 
dem aktuellen Labyrinth aus Anknüpfungsregeln konfrontierter Rechtsan-
wender formuliert prägnant Hellner: „One could, perhaps, compare the mul-
tiple layers of Private International Law to those of an onion. Trying to peel 
them will invariably make you cry.“1 Das europäische IPR beansprucht dabei 
einerseits gegenüber den traditionellen Regelungsebenen raumgreifende An-
wendung – innerhalb kurzer Zeit haben die europäischen Kollisionsrechtsver-
ordnungen weite Schneisen sowohl in das nationale wie auch in das völker-
rechtliche IPR geschlagen und dabei erhebliche Folgewirkungen ausgelöst. 
Zunehmend prägt die Durchsetzung europäischer Wertvorstellungen das 
Kollisionsrecht im Verhältnis zu Mitglied- und Drittstaaten in unterschiedli-
cher Weise. Andererseits sind die europäischen Regelungen nach wie vor in 

 
1 Hellner in: von Hein / Kieninger / Rühl, 205, 209.  



2 Teil I: § 1 – Der Weg zum Mehrebenensystem   

zentralen Punkten lückenhaft und lassen ein Gesamtsystem allenfalls erahnen. 
Zur Lösung der dadurch aufgeworfenen Probleme sind nach wie vor die ande-
ren Regelungsebenen berufen – deren Handlungsspielraum jedoch durch die 
fortschreitende Europäisierung immer enger wird. Es erscheint zunehmend 
fraglich, ob dieses innerhalb kurzer Zeit und ohne Orientierung an einer 
übergreifenden Gesamtsystematik entstandene Modell auf Dauer Bestand 
haben kann. 

Dieser Frage geht die vorliegende Arbeit nach. Sie legt den Fokus auf die 
europäischen Instrumente und analysiert ihre Wirkungen im derzeitigen Re-
gelungsgeflecht: Welche Folgen zeitigt die Überführung verschiedener Kolli-
sionsrechtsbereiche auf die europäische Ebene für die nationalen IPR-
Konzeptionen der einzelnen Mitgliedstaaten und für Bestand und Zukunft 
völkerrechtlicher IPR-Abkommen? Als Hauptproblem lässt sich dabei der 
fragmentarische Ansatz des EU-IPR identifizieren: Es besteht immer noch 
aus einzelnen Rechtsakten, denen eine übergreifende Systematik fehlt, und ist 
gleichzeitig in seiner Entwicklung so weit fortgeschritten, dass man kaum 
noch von einer nur punktuellen Kollisionsrechtsvereinheitlichung in Europa 
sprechen kann. Dadurch entstehen in seinem Zusammenspiel mit nationalen 
und völkerrechtlichen Anknüpfungsregeln immer wieder neue Anpassungs- 
und Anwendungsschwierigkeiten, die die Rechtssicherheit beeinträchtigen 
und bei der Schaffung neuer Rechtsakte erhebliche Kapazitäten binden. Ein 
Bewusstsein dieser Probleme formuliert die EU selbst in den Schlussfolge-
rungen zur Umsetzung der aktuellen Strategischen Agenda 2019–2024 des 
Europäischen Rates für die justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen: The-
matisiert wird einerseits (Nr. 2) die Fragmentierungsproblematik, andererseits 
(Nr. 4) der auf globaler Ebene zu verfolgende multilaterale Ansatz. Für eine 
gezielte und belastbare weitere Kollisionsrechtsentwicklung in den europäi-
schen Mitgliedstaaten, der EU selbst und weltweit gilt es daher, die aktuelle 
und künftige kollisionsrechtliche Rolle Europas auf regionaler und globaler 
Ebene klar zu definieren und mögliche Grundlinien eines trag- und ausbaufä-
higen Kollisionsrechtsmodells mit mehreren Regelungsebenen zu entwickeln. 

II. Das kollisionsrechtliche Mehrebenensystem – Grundlagen 
II. Das kollisionsrechtliche Mehrebenensystem – Grundlagen 

Harmonisierungsbemühungen haben im IPR eine lange Tradition. Auf zahl-
reichen Gebieten tritt internationales Einheitskollisionsrecht an die Stelle 
einzelstaatlicher Regelungen bzw. ergänzt diese – das Resultat ist ein über 
mehrere Regelungsebenen verteiltes Geflecht aus Anknüpfungsregeln. Ein-
führend sind zunächst Entwicklung und aktueller Stand dieses heutigen kolli-
sionsrechtlichen Mehrebenensystems im Überblick zu skizzieren. Ausgehend 
vom traditionellen Miteinander nationaler und völkerrechtlicher Kollisionsre-
geln (dazu 1.) ist insbesondere das europäische IPR als neu hinzutretende 
Regelungsebene vorzustellen (dazu 2.). Neben den beteiligten Akteuren und 
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den zur Verfügung stehenden Regelungsinstrumenten ist der Blick insbeson-
dere auf zwei Fragen zu richten: Wem kommt die Kompetenz zur Interpreta-
tion der Rechtsakte einer Regelungsebene zu, und wie gestaltet sich ihr Ver-
hältnis zu den anderen Regelungsebenen? 

1. Traditionelle Regelungsebenen: Nationales IPR und völkerrechtliches IPR 

Das Internationale Privatrecht ist – ebenso wie das Internationale Zivilverfah-
rensrecht – integraler Teil jeder einzelnen Rechtsordnung. Grundsätzlich 
obliegt es damit dem nationalen Recht, zur Ermittlung des auf grenzüber-
schreitende Sachverhalte anwendbaren Rechts Anknüpfungsregeln bereitzu-
halten. Ob diese ungeschriebene, gewohnheitsrechtliche Grundsätze bleiben 
und lediglich im Laufe der Zeit durch die Rechtsprechung näher ausgeformt 
werden oder als Normen formuliert und sogar in eigenen Gesetzbüchern sys-
tematisiert werden, ist dem Gutdünken jeder Rechtsordnung überlassen – 
ebenso die inhaltliche Ausgestaltung der Kollisionsregeln. In Kontinentaleu-
ropa ist das IPR heute ganz überwiegend auf nationaler Ebene kodifiziert. 
Neben die traditionellen Kodifikationen aus der Frühphase des modernen 
Kollisionsrechts wie das deutsche EGBGB von 1896 sind in der Mitte des 
20. Jahrhunderts einige (Re-)Kodifikationen getreten, etwa das österreichi-
sche IPRG von 1978. Um die Jahrtausendwende kamen zahlreiche (Neu-)
Kodifikationen hinzu, insbesondere in den mittel- und osteuropäischen Staa-
ten, etwa in Polen (2011) oder der Tschechischen Republik (2012), aber auch 
in Italien (1995) und den Niederlanden (2012).2 Dass die Auslegung und 
Weiterbildung genuin nationalen Rechts einzig den nationalen Gerichten, 
Rechtsanwendern und Gesetzgebern obliegt und diese dabei ihren eigenen 
Vorstellungen folgen, versteht sich von selbst. Dieses nationale IPR bildet 
auch heute noch den prinzipiellen Ausgangspunkt kollisionsrechtlicher Über-
legungen, wenn es auch – insbesondere in den EU-Mitgliedstaaten – zuneh-
mend durch andere Regelungsebenen überlagert und verdrängt wird. 

Das IPR Savigny’scher Prägung ist allerdings von seinem Grundcharakter 
her international ausgerichtet und richtet den Blick über die Grenzen der 
eigenen Rechtsordnung hinaus. Seit jeher ist dieses Rechtsgebiet Gegenstand 
von Kooperations- und Harmonisierungsbestrebungen auf zwischenstaatlicher 
Ebene. Schon ab dem späten 19. Jahrhundert spielen – grundlegend dem 
Wirken Mancinis zu verdanken – völkerrechtliche Verträge eine wesentliche 
Rolle im Kollisionsrecht.3 Die beiden Rechtsgebiete sind traditionell eng 
miteinander verbunden.4 Die gemeinsame Festlegung einheitlicher Anknüp-
fungsregeln durch zwei oder mehr Staaten auf staatsvertraglicher Ebene 

 
2 Vgl. Meeusen in: von Hein / Kieninger / Rühl, 61, 67 ff.  
3 Vgl. Schurig in: Leible / Ruffert, 55, 64. 
4 Zur Geschichte der Beziehung zwischen Völkerrecht und IPR siehe z. B. Jayme in: 

Leible / Ruffert, 21, 21 ff. 
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nimmt dabei ganz unterschiedliche Formen an5 – je nach Reichweite und 
Zielsetzung der zwischenstaatlichen Kooperation. So hat jüngst eine Untersu-
chung der erbrechtlichen bilateralen Staatsverträge ihre Vielzahl und Vielge-
staltigkeit offenbart: Sie entstammen ganz unterschiedlichen Epochen und 
diversen Motivationen, etwa wirtschaftlichen Beziehungen, regionalen Ko-
operationen oder besonders starken Migrationsbewegungen zwischen be-
stimmten Staaten.6 Auch multilaterale Instrumente zur potentiell globalen 
Vereinheitlichung des Internationalen Privat- und Zivilverfahrensrechts exis-
tieren in vielseitiger und facettenreicher Form.7 

Auf bilateraler Ebene sind rein auf das IPR bezogene Abkommen mit um-
fassenden und allgemeinen Regelungen eher selten. Vielmehr werden häufig 
einzelne, spezielle Kollisionsregeln gewissermaßen als „Annex“ mit aufge-
nommen, wenn ein Abkommen (auch) privatrechtliche Fragen betrifft. Als 
praktisch problematisch erweist sich diese eher beiläufige Integration von 
IPR-Regeln in den größeren Kontext zwischenstaatlicher Beziehungen in 
doppelter Hinsicht. Zum einen stehen die Rechtsanwender häufig vor dem 
Problem, dass derartige Kollisionsnormen alles andere als offensichtlich sind. 
Mehr oder weniger versteckt können Anknüpfungsregeln in ganz verschiede-
nen Arten von Abkommen enthalten sein. Als typische Kategorien – freilich 
nicht immer trennscharf zu unterscheiden und teils überlappend – werden 
Freundschafts- und Handelsverträge, Konsularverträge, regionale Kooperati-
onsabkommen, Rechtshilfeabkommen und aus Dekolonialisierung bzw. 
Staatszerfall resultierende Verträge genannt.8 Zum anderen sind diese be-
reichsspezifischen Anknüpfungsregeln zumeist auf punktuelle Fragestellun-
gen begrenzt. Sie nehmen nur begrenzt Rücksicht auf kollisionsrechtliche 
Bedürfnisse oder die Gesamtsystematik des (nationalen) IPR, sondern bilden 
häufig (politisch motivierte) Ausnahmen dazu. 

Multilaterale Übereinkommen fassen dagegen deutlich häufiger gezielt die 
Vereinheitlichung des IPR – gegebenenfalls verbunden mit jener des IZVR – 
ins Auge und treffen umfassende Regelungen für bestimmte Kollisionsrechts-
bereiche. Eine lange Tradition hat die regionale Harmonisierung der Anknüp-
fungsregeln auf staatsvertraglichem Weg etwa in Skandinavien (sogenannte 
Nordische Konventionen, insbesondere im Bereich des Familien- und Erb-
rechts), aber auch in Lateinamerika (sogenannter Codigo de Bustamante9). Für 

 
5 Siehe im Überblick zum staatsvertraglichen Kollisionsrecht z. B. Mansel in: Leible / 

Ruffert, 89, 103 ff.  
6 Vgl. Wurmnest / Wössner ZVglRWiss 118 (2019), 449, 460; Wurmnest in: Dutta / 

Wurmnest, 329, 333 ff.  
7 Den bis heute erreichten Stand der globalen IPR-Vereinheitlichung sowie Zukunfts-

pläne und die Herausforderungen auf diesem Gebiet schildern eindrucksvoll die Beiträge in 
Beaumont / Holliday (Hg.).  

8 Wurmnest / Wössner ZVglRWiss 118 (2019), 449, 458 ff. 
9 Codigo de derecho internacional privado vom 20.2.1928.  
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den europäischen Raum ist die 1950 in Bern gegründete Internationale Kom-
mission für das Zivilstandswesen (CIEC) zu nennen,10 deren Tätigkeit im Be-
reich des Personenstandsrechts auch kollisionsrechtlich relevante Überein-
kommen hervorgebracht hat.11 Neben räumlich-geographisch begrenzte Über-
einkommen treten außerdem völkerrechtliche Verträge mit globaler Reichwei-
te. Hauptakteurin auf diesem Gebiet ist die 1893 gegründete Haager Konferenz 
für Internationales Privatrecht, die seit 1955 gemäß Art. 1 ihrer Satzung die 
Aufgabe wahrnimmt, „an der fortschreitenden Vereinheitlichung der Regeln 
des Internationalen Privatrechts zu arbeiten“.12 Heute existieren für zahlreiche 
Gebiete des IPR (und IZVR) harmonisierte Regelwerke in Gestalt von Haager 
Übereinkommen – teils mehr, teils weniger erfolgreich (siehe Teil II: § 4.I.1., 
S. 188 ff.). Auch unter der Ägide der Vereinten Nationen können staatsvertrag-
liche Kollisionsregeln entstehen. Reine IPR-Abkommen stellen hier allerdings 
eher die Ausnahme dar. Häufiger sind einzelne Anknüpfungsregeln als Annex 
zu materiellen Vereinheitlichungsbestrebungen,13 so wie sie auch in anderen 
Harmonisierungsprojekten enthalten sind.14 

Als Hauptproblem des Kollisionsrechts völkerrechtlicher Genese erweist 
sich die unübersichtliche Vielzahl an Rechtsquellen, deren Ermittlung und 
Koordination die Rechtsanwender vor Herausforderungen stellen kann. Auch 
die Weiterentwicklung staatsvertraglicher Anknüpfungsregeln ist mit Schwie-
rigkeiten behaftet. Sowohl die Neuschaffung als auch die Überarbeitung völ-
kerrechtlicher Konventionen bedeutet erheblichen Aufwand, aufgrund der nur 
schwerfälligen Modernisierungsmöglichkeiten droht ihre „Versteinerung“ – 
vor allem, wenn dem IPR politisch keine Priorität zukommt. Staatsvertragli-
che Kollisionsregeln muten daher teils veraltet an, insbesondere jene, die vor 
mehreren Jahrzehnten festgelegt wurden und heute – teils zwischen den 
Nachfolgestaaten der ursprünglichen Vertragspartner – unverändert Geltung 
beanspruchen. Auch durch Auslegung lässt sich diesem Problem nur in engen 
Grenzen abhelfen. 

 
10 Allgemein zur Entwicklung und zur Arbeit der CIEC Nast in: Fulchiron / Bidaud-

Garon, 53, 53 ff.; Pintens in: Encyclopedia of PIL, 330, 330 ff. 
11 Zum Beispiel Münchener CIEC-Übereinkommen (Nr. 19) über das auf Familienna-

men und Vornamen anzuwendende Recht vom 5.9.1980.  
12 Zu Entwicklung und Arbeitsweise der Haager Konferenz im Überblick A. Schulz in: 

von Hein / Rühl, 110, 113 ff.; Pertegás in: Encyclopedia, 870, 870 ff.; Pertegás / Beaumont 
in: Beaumont / Holliday, 91, 91 ff. 

13 So z. B. im UNCITRAL-Übereinkommen über Forderungsabtretungen im internatio-
nalen Handel vom 12.12.2001, im UNESCO-Übereinkommen über Maßnahmen zum 
Verbot und zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von 
Kulturgut vom 14.11.1970, BGBl. 2007 II 627 bzw. im UNIDROIT-Übereinkommen über 
gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter vom 24.6.1995. 

14 Zum Beispiel im UNIDROIT-Übereinkommen über internationale Sicherungsrechte 
an beweglicher Ausrüstung vom 16. November 2001 (Konvention von Kapstadt).  
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Völkerrechtliche Verträge sind grundsätzlich vertragsautonom auszulegen, 
wobei verschiedene authentische Sprachfassungen sowie Gesetzgebungs- und 
Erläuterungsmaterialien herangezogen werden können.15 Eine eigene völker-
rechtliche Methodik existiert allenfalls in Grundzügen.16 Artt. 31–33 Wiener 
Vertragsrechtskonvention (WVK) geben zwar einige allgemeine Leitlinien 
zur Auslegung von Staatsverträgen vor, sind aber weder umfassend noch eine 
praktische Anwendungshilfe.17 Gelegentlich enthalten zwar einzelne Über-
einkommen eigene Auslegungsregeln (z. B. Art. 20 HUP), die jedoch zumeist 
eher programmatische denn konkrete Vorgaben enthalten.18 Im Hinblick auf 
die Interpretation privatrechtlicher Konventionen ist der Fokus bisher primär 
auf das (materielle) Einheitsrecht gerichtet worden,19 auf kollisionsrechts-
harmonisierende Staatsverträge sind diese Prinzipien im Wesentlichen über-
tragbar. Heraus kristallisiert sich damit eine Auslegung, die sich – die klassi-
schen (deutschen) Auslegungsmethoden an den spezifisch völkerrechtlichen 
Kontext anpassend – auf Wortlaut, telos und Systematik (Art. 31 Abs. 1 
WVK) stützt und historische (Art. 32 WVK) und sprachvergleichende 
(Art. 33 WVK) Elemente einbezieht.20 Hinzu kann und sollte ein rechtsver-
gleichender Aspekt treten, der die Interpretations- und Anwendungsansätze in 
den verschiedenen Vertragsstaaten berücksichtigt.21 

Allerdings stellt sich das wesentliche Problem, dass die Interpretation völ-
kerrechtlicher Konventionen den nationalen Gerichten der Vertragsstaaten 
obliegt, deren Auffassungen teils erheblich divergieren können. Bei Ausle-
gungsdiskrepanzen oder Meinungsverschiedenheiten fehlt es im Regelfall an 
einer übergeordneten Instanz, die für alle Vertragsstaaten verbindliche Ent-
scheidungen treffen kann.22 Das Resultat ist eine uneinheitliche, im 
schlimmsten Fall sogar widersprüchliche Auslegung der staatsvertraglichen 
Regelungen – die Rechtseinheit des Gesetzestextes wird in Interpretation und 

 
15 Vgl. z. B. BeckOGK / Yassari (Stand: 1.12.2020) Art. 1 HUP Rn. 18 ff. zur Ausle-

gung des HUP. – Zur Auslegung und Anwendung internationaler und europäischer Rechts-
akte insgesamt di Blase RDIPP 2020, 5, 5 ff.; Borrás in: FS Ancel, 243, Rn. 7 ff. 

16 Kritisch Schurig in: Leible / Ruffert, 55, 64 ff.  
17 Basedow in: Leible / Ruffert, 153, 171 f. 
18 BeckOGK / Yassari (Stand 1.12.2020) Art. 1 HUP Rn. 19; Rauscher / Andrae Art. 20 

HUP Rn. 1; Gautier in: FS Lagarde, 327, 333. 
19 Vgl. Basedow in: Leible / Ruffert, 153, 168 ff. 
20 Statt vieler prägnant Gautier in: FS Lagarde, 327, 332 f. (mit Lösungsvorschlag für 

das materielle Einheitsrecht 340 ff.). 
21 Zum Beispiel für das HUP BeckOGK / Yassari (Stand 1.12.2020) Art. 1 HUP Rn. 19. 

– Zur vergleichenden Auslegung im Kontext des materiellen Einheitsrechts und ihren 
Herausforderungen Gautier in: FS Lagarde, 327, 331 ff. 

22 Siehe nur Basedow in: Leible / Ruffert, 153, 164. – Lediglich in seltenen Ausnahme-
fällen werden internationale Auslegungsinstanzen für Konventionen vereinbart (z. B. der 
EuGH für das EVÜ), in der Praxis führt dies allerdings kaum zu einer Verbesserung der 
Situation.  
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Anwendung unterlaufen.23 Wesentliche Fragen bleiben oft über einen langen 
Zeitraum unbeantwortet.24 Der attraktive Lösungsansatz, offene Fragen bzw. 
Streitpunkte durch ein Auslegungsprotokoll für die Zukunft verbindlich zu 
klären, lässt sich nur selten realisieren. Er erfordert den erheblichen Aufwand 
einer Änderung bzw. Ergänzung des Staatsvertrags, der insbesondere bei 
multilateralen Konventionen zumeist gescheut wird.25 Mangels konsentierter 
bzw. von allen Vertragspartnern akzeptierter Entscheidungen ist damit auch 
die Möglichkeit, staatsvertragliche Kollisionsregeln auf dem Interpretations-
weg weiterzuentwickeln und an geänderte Bedürfnisse anzupassen, nur selten 
ein praktisch gangbarer Weg. 

Das Verhältnis zwischen nationalem und staatsvertraglichem IPR richtet 
sich nach den allgemeinen Grundsätzen des Völkerrechts. Konventionen sind 
bindend für die an ihnen beteiligten Vertragsstaaten.26 Unmittelbar durch die 
Gerichte der beteiligten Staaten anwendbare Verträge (sogenannte self-
executing-Verträge), die die ganz überwiegende Mehrzahl der kollisionsrecht-
lichen Staatsverträge darstellen, beanspruchen Vorrang vor deren nationalen 
Regelungen und überlagern diese, soweit sie anwendbar sind.27 Mit welcher 
Technik der Vorrang des Völkerrechts im Einzelnen realisiert wird, ist für die 
praktische Anwendung völkerrechtlicher Anknüpfungsregeln letztlich uner-
heblich. In Deutschland erhalten Staatsverträge durch Zustimmungsgesetz 
den Rang eines einfachen Bundesgesetzes (Art. 59 Abs. 2 GG).28 Ihnen 
kommt bei einer Kollision mit genuin nationalen Rechtssätzen allerdings 
Vorrang zu.29 Für das deutsche IPR bringt Art. 3 Nr. 2 EGBGB dieses Hie-
rarchieverhältnis eindeutig und klarstellend zum Ausdruck.30 Über diese di-

 
23 Vgl. Basedow in: Leible / Ruffert, 153, 165; Gautier in: FS Lagarde, 327, 327 ff. 
24 Wurmnest / Wössner ZVglRWiss 118 (2019), 449, 474. 
25 Basedow in: Leible / Ruffert, 153, 163. 
26 Die im IPR seltene Konstellation eines „Konventionskonflikts“, also der Konkurrenz 

sich überschneidender Staatsverträge, bleibt im Rahmen dieser Arbeit außer Betracht; 
siehe dazu Basedow in: von Hein / Kieninger / Rühl, 53, 57 m. w. N.  

27 Auch das Modell einer Verpflichtung der Vertragsstaaten zu einer konventionskon-
formen Ausgestaltung ihres nationalen Rechts (sogenannte non-self-executing-Verträge) 
verwirklicht das inhaltliche Primat der völkerrechtlichen Ebene. – Bei multilateralen Über-
einkommen haben Vertragsstaaten freilich unter Umständen die Möglichkeit, durch Einle-
gung eines Vorbehalts die Geltung einzelner Normen auszuschließen und damit die Reich-
weite des Staatsvertrags (und seinen Vorrang gegenüber ihrem nationalen Recht) einzugren-
zen. Das erschwert freilich die praktische Anwendung, weswegen z. B. Art. 27 HUP Vorbe-
halte explizit ausschließt, vgl. BeckOGK / Yassari (Stand 1.12.2020) Art. 1 HUP Rn. 17. 

28 Der in der Völkerrechtstheorie geführte Streit zwischen dualistischer Transformati-
onslehre und monistischer Vollzugstheorie ist für das IPR ohne Bedeutung, vgl. Mansel in: 
Leible / Ruffert, 89, 106 ff.  

29 Mansel in: Leible / Ruffert, 89, 109 ff.  
30 Auch in anderen nationalen IPR-Gesetzen finden sich vergleichbare Regelungen, 

vgl. z. B. § 2 tschechIPRG. 
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rekte Wirkung hinaus kann das Völkerrecht auch indirekten Einfluss auf das 
nationale (Kollisions-)Recht ausüben: Die Beteiligung an einem Staatsvertrag 
kann auch auf die nationale Gesetzgebung ausstrahlen (etwa, indem staatsver-
tragliche Anknüpfungsregeln als loi uniforme auch für das national verblie-
bene IPR im Verhältnis zu Nicht-Vertragsstaaten übernommen werden), fer-
ner ist das autonome Recht im Zweifel völkerrechtsfreundlich auszulegen.31 

Insgesamt ist eine traditionell friedliche Koexistenz zwischen nationalem 
und völkerrechtlichem IPR zu konstatieren. Dies liegt zum einen daran, dass 
völkerrechtliche Kollisionsregeln in der Regel punktuell begrenzte Ausnah-
men vom nationalen Recht darstellen, die durch ein erhebliches politisches 
Interesse motiviert sind. Gleichzeitig wurzeln staatsvertragliche Anknüp-
fungsregeln stets im nationalen IPR der Staaten, die sie aushandeln bzw. 
ihnen beitreten, und sind daher mehr oder weniger auf dieses abgestimmt 
bzw. mit diesem kompatibel. Die für einen Staat verbindlichen völkerrechtli-
chen Kollisionsregeln können regelmäßig unproblematisch in sein nationales 
IPR-Gefüge integriert werden und dieses ergänzen. Auch wenn sich das na-
tionale Recht ändert, spiegeln die erhalten bleibenden staatsvertraglichen 
Regeln zumindest einen historischen Integrationstand wider und werden vor 
diesem Hintergrund weiter angewendet. Der klassische Mechanismus der 
Überformung des nationalen Rechts durch internationale Regelwerke funkti-
oniert im IPR herkömmlich ebenso gut wie in anderen Rechtsbereichen – 
wenn nicht aufgrund des gesteigerten Interesses an harmonisierten Kollisi-
onsregeln zur Verwirklichung des internationalen Entscheidungseinklangs 
sogar besser. 

2. Neue Regelungsebene: Europäisches IPR 

Inzwischen hat das Kollisionsrecht jedoch eine weitere Regelungsebene zu 
verzeichnen: Anknüpfungsregeln werden – wie auch Regelungen des Interna-
tionalen Zivilverfahrensrechts – seit einiger Zeit auch auf europäischer Ebene 
geschaffen.32 Im Folgenden soll zunächst die Entwicklung der Kompetenzen 
und Handlungsmöglichkeiten der Europäischen Union in diesem Bereich 
skizziert werden (dazu a)). Sodann werden die Verordnungen, die das aktuel-
le EU-IPR darstellen, im Überblick vorgestellt (dazu b)). Schließlich wird das 
grundlegende Verhältnis des neuen europäischen Kollisionsrechts zu den 
traditionellen Regelungsebenen skizziert (dazu c)). 

 
31 Kropholler RabelsZ 57 (1993), 207, 207 ff.; Mansel in: Leible / Ruffert, 89, 104, 110 

m. w. N. 
32 Siehe zur Entwicklung des EU-IPR und -IZVR im Überblick statt vieler Iglesias Bui-

gues in: Forner Delaygua / Santos, 13, 13 ff. – Zu den Gründen für die Europäisierung des 
IPR umfassend etwa Calvo Caravaca / Carrascosa González CDT 1 (2009), 36, Rn. 8 ff. 
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a) Kompetenzen und Instrumente des EU-IPR 

Die europäische Harmonisierung des Internationalen Privat- und Zivilverfah-
rensrechts hat ihren Ursprung in regional auf den europäischen Raum begrenz-
ten Staatsverträgen (EVÜ33, EuGVÜ34). Diese Wurzeln hat sie inzwischen 
jedoch weit hinter sich gelassen: Heute haben spezifische Gemeinschafts-
rechtsinstrumente die bestehenden europäisch-völkerrechtlichen Rechtsakte 
abgelöst und sind das Mittel der Wahl für neue Vereinheitlichungsvorhaben.35 
Die in den Anfangsjahren des sekundärrechtlichen IPR verwendeten Richtli-
nien erwiesen sich dabei rasch als nur begrenzt geeignetes Mittel zur Harmoni-
sierung des mitgliedstaatlichen IPR. Anknüpfungsregeln wurden darin einer-
seits zur Absicherung des Anwendungsbereichs privatrechtsvereinheitlichen-
der Richtlinien eingesetzt.36 Andererseits enthalten Richtlinien teils punktuelle 
Kollisionsregeln als „Annex“ zu den in ihnen geregelten speziellen Sachmate-
rien.37 Die divergierende und häufig unübersichtliche Umsetzung der Mindest-
harmonisierungs-Anforderungen in den mitgliedstaatlichen Kollisionsrechten 
ließ das Richtlinienkollisionsrecht jedoch unattraktiv erscheinen. Diese theore-
tisch nach wie vor bestehende Option wird seit der Jahrtausendwende nicht 
mehr genutzt und ist heute eine seltene und aussterbende Gattung.38 Inzwischen 
ist vielmehr die Verordnung das Mittel der Wahl:39 auf diesem Wege erlassene 
europäische Kollisionsregeln sind ohne Umsetzungsspielräume unmittelbar 
anwendbar und ermöglichen damit eine Vollharmonisierung. 

Der Übergang zum Verordnungs-IPR hängt insbesondere damit zusammen, 
dass mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam40 im Jahr 1999 die 

 
33 Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, 

aufgelegt zur Unterzeichnung am 19. Juni 1980 in Rom (80/934 / EWG), ABl. 1980 L 266, 1. 
34 Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtli-

cher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (unterzeichnet am 27. September 1968) 
(72/454 / EWG), ABl. 1972 L 299, 32.  

35 Vgl. Junker in: FS Sonnenberger, 417, 422 f.; Mansel in: Leible / Ruffert, 89, 105; 
Michaels in: FS Kropholler, 151, 160 f. – Zu den verschiedenen im Unionsrecht zur Verfü-
gung stehenden Regelungsmethoden Trüten 148 ff. 

36 Vgl. für das deutsche IPR Art. 46b EGBGB zur Umsetzung der kollisionsrechtlichen 
Vorgaben in verschiedenen verbraucherschützenden Richtlinien.  

37 Zum Beispiel Art. 13 Richtlinie 2014/60/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 15. Mai 2014 über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/
2012 (Neufassung), ABl. 2014 L 159, 1; Art. 9 Richtlinie 2002/47 / EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten, ABl. 2002 L 168, 43.  

38 Vgl. Leible in: FS von Hoffmann, 230, 230 ff.; R. Wagner ZfRV 2019, 275, 278. 
39 Basedow in: von Hein / Kieninger / Rühl, 53, 53 f.; Junker in: FS Sonnenberger, 417, 

423.  
40 Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union, der 

Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammen-
hängender Rechtsakte, ABl. 1997 C 340, 1. 
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Handlungsmöglichkeiten der EU im Internationalen Privat- und Zivilverfah-
rensrecht erheblich erweitert wurden. Unter dem Vertrag von Maastricht wa-
ren IPR und IZVR der sogenannten Dritten Säule (intergouvernementale Zu-
sammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres) zugeordnet, mit dem Vertrag von 
Amsterdam wurden sie in die Erste Säule (Vergemeinschaftung der Zusam-
menarbeit im Zivilrecht) verlagert. Damit sind sie heute integraler Bestandteil 
der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen,41 die wiederum integraler 
Bestandteil des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (Art. 61 
lit. c EGV a. F., heute Artt. 67 Abs. 1, 81 AEUV) ist. Für diesen Bereich 
kommt seit dem Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrages der Europäischen 
Union die Gesetzgebungskompetenz zu.42 Kompetenzgrundlage für europäi-
sche Gesetzgebungsmaßnahmen auf dem Gebiet des IPR war zunächst Art. 65 
Abs. 1 lit. b) EGV, auf dessen Grundlage die ersten kollisionsrechtlichen Ver-
ordnungen erlassen wurden. Seit dem Vertrag von Lissabon ist die Kompe-
tenzgrundlage in Art. 81 Abs. 2 lit. c) AEUV verortet, der – weiter gefasst als 
sein Vorgänger – das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes nicht 
mehr als Bedingung, sondern nur noch als Beispiel nennt.43 Damit kann die EU 
nunmehr unzweifelhaft auch wirtschaftsfernere Gebiete mit grenzüberschrei-
tendem Bezug wie das Internationale Familienrecht vereinheitlichen44 – poten-
tiell können in allen Bereichen des IPR Harmonisierungsmaßnahmen ergriffen 
werden. Die seit jeher eher pro-europäisch weite Auslegung seiner Kompeten-
zen durch den europäischen Gesetzgeber wird für das Kollisionsrecht zwar 
gelegentlich in der Literatur kritisiert, der EuGH hat bisher jedoch keinen 
Grund zur Beanstandung gefunden.45 Auch die anfänglich teils geäußerte ge-
nerelle Skepsis gegenüber einer europäischen Kompetenz für IPR-Rechts-
akte46 ist inzwischen einer (faktischen) Akzeptanz gewichen. 

Als Binnenkompetenz berechtigt diese Kompetenzgrundlage die Union zu-
nächst zur Ausarbeitung und zum Erlass verbindlicher Rechtsakte im Innen-

 
41 Zusammenfassend zur Kompetenzentwicklung Trüten 103 ff.; einen kritischen Über-

blick über die Entwicklung der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen, auch vor ihrem 
rechtspolitischen Hintergrund, bietet R. Wagner in: Arnold, 105, 105 ff., der sie in eine 
„euphorische“ (111 ff.) und eine „ernüchternde“ (116 ff.) Phase unterteilt. – Ein flexible-
res, von der Mitgliedschaft in der EU losgelöstes Konzept justizieller Zusammenarbeit 
schlagen Lehmann / Lein in: FS Ancel, 1093, 1093 ff. vor.  

42 Vgl. statt vieler die Überblicksdarstellungen bei Trüten 181 ff.; Kuipers in: Encyclo-
pedia of PIL, 687, 690 ff.; Streinz in: FS Coester-Waltjen, 271, 273 ff.; R. Wagner IPRax 
2019, 185, 185 ff.; R. Wagner RabelsZ 79 (2015), 521, 521 ff. 

43 Siehe z. B. Dutta EuZW 2010, 530. 
44 Vgl. Trüten 195 f.; Streinz in: FS Coester-Waltjen, 271, 273. – Zur europäischen 

Kompetenz für eine Vereinheitlichung auch des Allgemeinen Teils des IPR Wilke 303 ff.  
45 R. Wagner IPRax 2019, 185, 187.  
46 Vgl. Mansel RabelsZ 70 (2006), 651, 659 m. w. N.; aus englischer Perspektive Di-

ckinson JPIL 1 (2005), 197, 207 ff.  
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